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Get Organized to Strike! Unter diesem Motto fand am 3. Juli 2021 der bundesweite TVStud-Aktionstag in Hannover statt.

ökonomisch schlechter gestellte Studierende häufiger in 
fachfremden Nebenjobs wie der Gastronomie arbeiten. An 
den Hochschulen hingegen arbeiten überdurchschnittlich 
viele Studierende aus Akademiker*innen-Haushalten. Dies 
geht aus der von der GEW-nahen Max-Traeger-Stiftung  
geförderten Studie „Studentische MitarbeiterInnen“ von 
Alexander Lenger, Christian Schneickert und Stefan Priebe 
aus dem Jahr 2012 hervor: Fast 60 Prozent der studenti-
schen Beschäftigten stammen aus bildungsnahen Familien, 
25 Prozent sogar aus der höchsten Gruppe „sehr bildungs-
nah“; zudem kommen sie „tendenziell aus ökonomisch pri-
vilegierten Schichten“. Die strukturellen Hürden manifes-
tieren diese Differenz: Wer auf den Job als studentische*r 
Beschäftigte*r ökonomisch nicht angewiesen ist, um das 
Studium finanzieren zu können, kann einen mit nur weni-
gen Stunden ausgestatteten und auf überwiegend zwei bis 
sechs Monate befristeten Vertrag zu einem Gehalt knapp 
über dem Mindestlohn annehmen, um die Erfahrungen für 
die eigene (akademische) Karriere mitzunehmen – andere 
hingegen können sich einen prekären Job nicht leisten.

Was sind „Hilfstätigkeiten“?
Derlei Arbeitsbedingungen leben von Narrativen wie dem 
des „Türöffners“ und der Qualifizierung, davon, dass die 
studentischen Beschäftigten hineinsozialisiert werden in 
eine (universitäre) Arbeitswelt, in der man die eigenen Tä-
tigkeiten eher als ständige Bereicherung für den eigenen 
Lebenslauf oder Ausdruck der eigenen Forschungsinteres-
sen ansieht, weniger jedoch als Lohnarbeit, die entspre-
chend zu vergüten wäre. Hinzu kommt, dass es sich bei der 
Arbeit um „Hilfstätigkeiten“, also keine „richtige“ Arbeit 
handele. Vor dem Hintergrund der Alltagsrealität an deut-
schen Hochschulen ist das blanker Hohn, denn Tutorien 
und studentische Lehrveranstaltungen decken teils ganze 
Module ab, studentische Beschäftigte stemmen die IT-, 
Beratungs- und Bibliotheksservices, beaufsichtigen und 
korrigieren Prüfungen und in der Forschung gehört nicht 

// Im April 2021 startete die von GEW und ver.di 
unterstützte Kampagne „Keine Ausnahme!“, die 
sich für bessere Arbeitsbedingungen und einen 
Tarifvertrag (TVStud) für Hilfskräfte und 
Tutor*innen einsetzt. Ein halbes Jahr später war 
die Tarifierung studentischer Beschäftigung Ver-
handlungsthema in der Tarifrunde der Länder – 
und fand in Form einer Gesprächszusage ihren 
Niederschlag im Tarifabschluss. //

1981 trat der erste Tarifvertrag für studentische Beschäf-
tigte in Berlin in Kraft. 1991 legten die Gewerkschaften 
einen Entwurf für einen bundesweiten Tarifvertrag für stu-
dentische und wissenschaftliche Hilfskräfte vor, der jedoch 
abgelehnt wurde. Seitdem blockiert die Arbeitgeberseite, 
die Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL), die sich aus 
den Finanzminister*innen der Länder zusammensetzt, jeg-
liche Bestrebungen, die Arbeitsbedingungen der mehr als 
300.000 Hilfskräfte und Tutor*innen an deutschen Hoch-
schulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
tariflich abzusichern. Heute, 30 Jahre später, bekommt die 
Blockade erste Risse. Auf die von GEW und ver.di in die Ta-
rifrunde der Länder eingebrachte Forderung folgte nach 
dem „Streiksemester“ der bundesweit vernetzten TVStud-
Bewegung eine Gesprächszusage mit dem Ziel einer „Be-
standsaufnahme über die Beschäftigungsbedingungen der 
studentischen Hilfskräfte“: ein wichtiger Meilenstein und 
Teilerfolg angesichts der schwierigen Ausgangslage.

Sozial selektive Beschäftigung
Zwei Drittel aller Studierenden sind auf Nebenjobs ange-
wiesen, um sich ihr Studium finanzieren zu können, das 
hat die 21. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks 
(DSW) ergeben. Es ist also weniger die Frage, ob Studieren-
de arbeiten, sondern vielmehr welche Studierenden wo ar-
beiten. Hier zeigt sich die soziale Selektivität der aktuellen 
Beschäftigungsverhältnisse: So kam der alternative BAföG-
Bericht der DGB-Jugend 2016 zu dem Ergebnis, dass sozio-

Erste Erfolge für TVStud-Bewegung
#unverzichtbar

Fortsetzung auf Seite 2
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In dieser Ausgabe

#IchBinHanna wirkt!
Die Kunstfigur Hanna ist zum Synonym für den 
Protest Zehntausender gegen den Befristungs-
wahnsinn in der Wissenschaft geworden – und der 
Protest zeigt Wirkung: Die GEW-Forderung „Dauer-
stellen für Daueraufgaben“ hat es in den Koalitions-
vertrag geschafft. Die GEW und Hanna kämpfen 
weiter, damit den Zitaten Taten folgen.� Seite 3

Exmatrikuliert und drangsaliert
Studierende in Belarus fürchten um ihr Leben. Das 
Regime unter Präsident Lukaschenko lässt kritische 
junge Menschen verhaften, viele müssen die Hoch-
schulen verlassen. Interview mit zwei Mitgliedern 
der Studierenden-Gewerkschaft, die die read.me im 
westeuropäischen Ausland getroffen hat.
� Seite 4 

50 Jahre BAföG? Kein Grund zu feiern! 
Wenn das BAföG zu mehr Bildungsgerechtigkeit 
führen soll, brauchen wir ein System gesamtgesell-
schaftlicher Solidarität und eine Abkehr von der 
familienabhängigen Förderung. Denn darin liegt 
ein Hauptproblem des Gesetzes. Zwei Studierende 
analysieren Realität und Reformpläne. 
� Seite 6

Gewerkscha�
Erziehung und Wissenscha�

Gewerkschaft  
Erziehung und Wissenschaft  



nur die Erhebung und Auswertung von Daten, sondern 
teilweise sogar das Verfassen eigener Artikel zu ihrem 
Aufgabenfeld. 

Strukturelle Missstände 
Die fehlende Anerkennung für die konstitutive Rolle, die 
studentische Beschäftigte an deutschen Hochschulen 
spielen, lässt sich zudem an zwei Punkten deutlich he-
rausstellen: Zum einen werden studentische Beschäf-
tigte in den Haushalten der Hochschulen in der Regel 
wie „Sachmittel“ geführt und es gibt keine festen Stel-
lenkontingente. Das heißt: Ob ein neuer Drucker ange-
schafft oder eine weitere „Hilfskraft“ angestellt werden 
soll, können die Professor*innen entscheiden. Zum an-
deren sind die studentischen Beschäftigten neben den 
Lehrbeauftragten die einzige und vor allem mit mehr 
als 300.000 Beschäftigten eine enorm große Gruppe, 
die vom Tarifvertrag der Länder ausgeschlossen ist.
Gegen diese strukturellen Missstände – immerhin die 
größte Tariflücke im Öffentlichen Dienst – regt sich seit 
längerer Zeit Widerstand, und er wird größer. Ausge-

hend von den Streiks in Berlin 2018 haben sich in Bre-
men, Hamburg und Göttingen weitere TVStud-Initiati-
ven gegründet, die im Dezember 2020 aus der Not des 
Digitalsemesters eine Tugend machten und online zur 
Vernetzung von TVStud-Aktiven und -Interessierten 
einluden. Daraus entstanden ist die bundesweite Kam-
pagne „Keine Ausnahme!“, die bessere Arbeitsbedin-
gungen für studentische Beschäftigte fordert. Es ist ein 
arbeitsfähiges Bündnis mit Aktiven aus über 25 Initiati-
ven und 50 Städten entstanden. Diese trotz Pandemie 
schnell gewachsene Bewegung hat eine Dynamik ent-
faltet, die dazu führte, dass das Thema TVStud in den 
Gewerkschaften GEW und ver.di prominent auf die 
Tagesordnung gesetzt wurde. Die Tarifierung studenti-
scher Beschäftigung wurde zudem in den Forderungs- 
und Erwartungskatalog für die diesjährige Tarifrunde 
der Länder aufgenommen! 
Die Arbeitgeberseite, die Tarifgemeinschaft der Länder, 
repräsentiert durch die Finanzminister*innen, zeigt 
sich bislang unbeeindruckt von jeglichen Tarifforde-
rungen für studentische Beschäftigte und beharrt auf 
ihrer jahrzehntelang tradierten Blockadehaltung. Ne-
ben der Aufnahme eines Kodex für gute Arbeit in den 
hessischen Ländertarifvertrag konnte als einzige struk-
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Im Oktober startete nicht nur die Tarifrunde der Län-
der, sondern auch – zumindest überwiegend – das erste 
Präsenzsemester nach eineinhalb Jahren Onlinelehre. 
Beides hat die TVStud-Initiative in Hamburg zum Anlass 
genommen, das „Streiksemester“ mit einer Hörsaal-
besetzung einzuläuten, um sich gegen unzureichende 
Studien- und Hochschulfinanzierung sowie für bessere 
Arbeitsbedingungen in der Wissenschaft, vor allem für 
Entfristungen und einen Tarifvertrag für studentische 
Beschäftigte, auszusprechen. Vielerorts werden in die-
sem Semester erstmals studentische Beschäftigte zum 
Streik in einer Tarifrunde aufgerufen, in der es auch um 
eine tarifliche Absicherung ihrer eigenen Arbeitsbe-
dingungen geht. Bundesweit gingen studentische Be-
schäftigte bei Streikaktionen auf die Straßen, machten 
Veranstaltungen und organisierten Demonstrationen. 
Von Tübingen über Heidelberg bis Kiel und Hamburg, 
von Leipzig, Jena, Mainz bis Düsseldorf, Göttingen, Bre-
men und Potsdam, bundesweit machten die Studieren-
den und ihre Unterstützer*innen mit pinken Fahnen  
und Transparenten deutlich: keine Ausnahme mehr 
bei ihren Arbeitsbedingungen – denn ihre Arbeit ist 
#unverzichtbar.
Gleichwohl ist der gewerkschaftliche Organisationsgrad 
an den Hochschulen insgesamt und insbesondere unter 
den studentischen Beschäftigten noch sehr gering – die 
Fluktuation ist hoch, Aktive scheiden aus, wenn sie das 
Studium beendet haben, befristete Kurzzeitverträge 
als Regelbeschäftigungsverhältnisse erschweren den 
Aufbau längerfristiger Strukturen. Mehrfachabhängig-

keiten von den Vorgesetzten wiederum lassen viele 
vor dem Aktivwerden zurückschrecken. Trotz dieser 
schwierigen Rahmenbedingungen war der Erfolg der 
studentischen Tarifbewegung in den letzten Monaten 
beeindruckend und hat gezeigt: Organisierung kann 
funktionieren. Und sie wirkt!
Die zugesagten Gespräche zur Bestandsaufnahme über 
die Arbeitsbedingungen studentischer Beschäftigter 
sind noch lange kein Tarifvertrag, aber ein erster wich-
tiger Schritt: Die bundesweite TVStud-Vernetzung hat 
den Fuß in der Tür der TdL, und sie wird dafür sorgen, 
dass sich diese Tür nicht so schnell wieder schließt. Mit 
Blick auf die anstehenden Gespräche gilt es erneut, die 
eigenen Kolleg*innen anzusprechen und zu organisie-
ren. Zusätzlich zu den Gesprächen auf Bundesebene 
stehen 2022 gleich mehrere Landtagswahlen an – neben 
Hochschulgesetzesnovellen weitere wichtige Organi-
sierungsanlässe und Angriffspunkte, um der Politik Zu-
geständnisse abzuringen und so mittelfristig über das 
Commitment in einzelnen Ländern die Ausgangsbedin-
gungen für die Ländertarifrunde 2023 zu verbessern. 
Doch vorerst zurück zum Anfang: den Gesprächen mit 
Kolleg*innen. Mit ihnen beginnt der Auf- und Ausbau 
von Aktivenstrukturen, denn nur die (studentischen) 
Beschäftigten selbst können innerhalb ihrer eigenen 
Reihen Mehrheiten organisieren, die für die kollektive 
Durchsetzung der Interessen notwendig sind. In diesem 
Sinne: get organized!

Ann-Kathrin Hoffmann

Mach mit bei unserer Bestandsaufnahme!
Studentische Beschäftigte sind die Expert*innen 
für ihre eigenen Arbeitsbedingungen – und zu 
denen führt die bundesweite TVStud-Vernetzung 
in Kooperation mit GEW, ver.di und dem Institut  
Arbeit und Wirtschaft (IAW) der Universität  
Bremen eine Erhebung durch.
Sei jetzt dabei und sprich mit deinen Kolleg*innen 
vor Ort! Gemeinsam schaffen wir Fakten und ma-
chen aus der Gesprächs- eine Verhandlungszusage!
Den Fragebogen kannst du ab sofort unter  
tvstud.de herunterladen.
Du willst mehr darüber erfahren, was die nächs-
ten Schritte sind oder wie du mit dem Fragebogen 
deinen Aktivenkreis vor Ort auf- und ausbauen 
kannst? Dann komm zu den bundesweiten Ver-
netzungstreffen, jeden 2. Samstag um 17 Uhr. 
Die aktuellsten Infos und Zugangsdaten erhältst 
du via Mail an mail@tvstud.de.

Kommentar

Studierende und studentische  
Beschäftigte: Organisiert Euch!

Die GEW unterstützte aktiv den Aktionstag der 
studentischen Beschäftigten am 3. Juli 2021 in 
Hannover

Studierende in Bremen fordern vor Beginn des SPD-
Landesparteitages am 21. Juni 2021 einen Tarifvertrag 
für studentische Hilfskräfte

turelle Forderung in der bundesweiten Ländertarifrun-
de immerhin eine Gesprächszusage erreicht werden 
– TVStud bleibt also Thema. Damit aus den Worten, 
die SPD wie Grüne mit ihren Fürsprachen für mehr Mit-
bestimmung und Tarifverträge oft genug verlautbaren, 
handfeste Tatsachen geschaffen werden können, gilt 
es nun, diese Gespräche und die Bestandsaufnahme 
selbst in die Hand zu nehmen und kraftvoll zu begleiten. 
Der Kampf geht weiter!

Ann-Kathrin Hoffmann stu-
diert Wirtschaft/Politik und 
Geschichte auf Lehramt an der 
Universität Flensburg. Sie ist 
Mitglied der GEW Schleswig-
Holstein und seit Dezember 
2020 im Sprecher*innenteam 
des Bundesausschuss der  
GEW-Studierenden (BAGS).
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Per Hashtag gegen das  
Wissenschaftszeitvertragsgesetz

lungen, das Thema Beschäftigungsbedingungen und 
Karrierewege in der Wissenschaft weit nach oben 
auf die politische Agenda zu rücken. Bereits auf der 
GEW-Konferenz zur Bundestagswahl im Mai 2021 
hatten Vertreter*innen sowohl der Opposition als 
auch der Regierung zum Teil erheblichen Korrekturbe-
darf beim WissZeitVG gesehen. Die von der GEW im 
März 2020 veröffentlichte Gesetzesevaluation durch 
Freya Gassmann hatte zuvor gezeigt, dass die 2016 auf 
Druck der GEW vorgenommene WissZeitVG-Novelle 
zwar für etwas längere Vertragslaufzeiten sorgte, 
aber insgesamt am Befristungsunwesen in der Wis-
senschaft nur wenig änderte. Nach der für das zweite 
Quartal 2022 erwarteten Vorstellung der Ergebnisse 
der offiziellen Evaluation des Gesetzes im Auftrag des 
BMBF wird eine Reformdebatte kaum mehr aufzuhal-
ten sein. 

Prekäre Beschäftigung schon im Studium
Es kommt jetzt darauf an, den durch #IchBinHanna auf-
gebauten Druck zu erhalten, zu verstärken und in die 
anstehenden politischen Weichenstellungen zu tra-
gen – in Parlament und Regierung ebenso wie in die 
Verhandlungen mit der Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder (TdL). Mit Ausnahme Berlins, wo die Gewerk-
schaften vor über 30 Jahren einen Tarifvertrag für 
studentische Beschäftigte (TVStud) durchsetzen und 
seitdem immer wieder verteidigen und verbessern 
konnten, verweigern die Länder den Studis jeden tarif-
lichen Schutz. Prekäre Beschäftigung fängt im Studium 
an. Wer daran schon als Tutor*in oder Hilfskraft ge-
wöhnt wird, wird Kurzzeitverträge, Lohndumping und 
unbezahlte Mehrarbeit auch später als Doktorand*in 
oder Postdoc nicht hinterfragen – so das Kalkül von 
Hochschulkanzler*innen und Finanzminister*innen. 
Nach zahlreichen Streiks und Protestaktionen ist es uns 
im November 2021 gelungen, der TdL eine Gesprächs-
zusage zur Lage der studentischen Beschäftigten abzu-
trotzen – ein Teilerfolg! Hanna ist aufgewacht, Hanna 
organisiert sich und engagiert sich – für Dauerstellen 
für Daueraufgaben in der Wissenschaft, für einen Tarif-
vertrag für studentische Beschäftigte. Der Kampf geht 
weiter ...

Dr. Andreas Keller ist stell-
vertretender Vorsitzender 
und Vorstandsmitglied für 
Hochschule und Forschung 
der GEW

#IchBinHanna

// #IchBinHanna – mit diesem Hashtag halten 
Wissenschaftler*innen über Twitter die 
Wissenschaftspolitik in Atem und fordern das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) heraus. Das ist Wasser auf die Mühlen 
der GEW in ihrem Kampf für Dauerstellen in 
Hochschule und Forschung. //

Hanna ist die Kunstfigur in einem Erklärvideo des BMBF 
zum Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG). Da-
rin heißt es wörtlich: „Damit (…) nicht eine Generation 
alle Stellen verstopft, dürfen Hochschulen und For-
schungseinrichtungen befristete Verträge nach den 
besonderen Regeln des WissZeitVG abschließen.“ Und 
die Erzählerin erklärt im Duktus eines Kinder-Hörbuchs, 
wofür das gut sei: „So kommt es zu Fluktuation. Und die 
fördert die Innovationskraft.“ Das BMBF hat das Video 
inzwischen von seiner Website gelöscht. Zehntausende 
Wissenschaftler*innen empörten sich über die zyni-
sche Art und Weise, mit der das Ministerium Hire and 
Fire in der Wissenschaft rechtfertigte und schilderten 
unter dem Hashtag #IchBinHanna auf Twitter ihre Er-
fahrungen mit Befristung und Kettenverträgen, aber 
auch Ausgrenzung und Diskriminierung.

Über Twitter in die Tagesthemen 
#IchBinHanna traf einen Nerv in der akademischen Ge-
meinschaft und verbreitete sich wie ein Lauffeuer – erst 
auf Twitter, dann berichteten ZDF-heute journal und 
ARD-Tagesthemen, schließlich wurde der Hashtag poli-
tisch wirkmächtig. Wolf-Dieter Lukas (CDU), inzwischen 
abgelöster Staatssekretär im BMBF, musste in einer 
Videobotschaft Stellung nehmen. Ende Juni gab es auf 
Antrag der Linksfraktion eine Aktuelle Stunde im Bun-
destag zum Thema, in der sich die damalige Ministerin 
Anja Karliczek (CDU) um Kopf und Kragen redete. Mit der 
Aussage, das WissZeitVG könne derzeit nicht evaluiert 
werden, weil „an Hochschulen im Moment gar nichts 
stattfindet“, brachte sie die Wissenschaftler*innen erst 
recht auf die Palme. Nach drei Coronasemestern waren 
sie am Limit, um nun von ihrer Ministerin vorgehalten 
zu bekommen, sie hätten eigentlich gar nichts zu tun an 
der Hochschule.
Die Coronakrise mag im Übrigen der letzte Tropfen ge-
wesen sein, der das Fass im Sommer 2021 zum Über-
laufen gebracht hat. Die Lehrenden haben Außerge-
wöhnliches geleistet, um über Nacht Distanzlehre für 
ihre Studierenden auf die Beine zu stellen. Gleichzeitig 
hatten viele wie andere Erwerbstätige und Studierende 
damit zu kämpfen, Homeoffice und Kinderbetreuung 
unter einen Hut zu bringen. Die Uhren ihrer Zeitver-
träge tickten unvermindert weiter, während Forschung 
und wissenschaftliche Qualifizierung ins Stocken ge-
rieten. Darauf hat die Politik nur zögerlich mit einer 
halbherzigen Novellierung des WissZeitVG reagiert: 

Zeitverträge können pandemiebedingt um bis zu einem 
Jahr verlängert werden, sie müssen es aber nicht. Viele 
Arbeitgeber machen gar nicht oder nur willkürlich von 
dieser Option Gebrauch. Mit der Forderung nach einem 
Rechtsanspruch auf Verlängerung für alle im Sinne ei-
nes kollektiven Nachteilsausgleichs stieß die GEW bei 
der Großen Koalition auf taube Ohren.
Mit #IchBinHanna machen Doktorand*innen und 
Postdocs, Lehrbeauftragte und Privatdozent*innen, 
wissenschaftliche Mitarbeiter*innen, Lehrkräfte und 
Juniorprofessor*innen ihrem Frust Luft. 92 Prozent 
der Wissenschaftler*innen unter 45 werden mit einem 
Zeitvertrag abgespeist, die durchschnittliche Laufzeit 
eines befristeten Arbeitsvertrags mit Promovierenden 
beträgt 24 Monate, bei Postdocs gerade mal 28 Mona-
te. Dabei dauert eine Promotion je nach Fachrichtung 
im Durchschnitt drei bis neun Jahre, so die Zahlen des 
Bundesberichts Wissenschaftlicher Nachwuchs 2021. 
Darunter leiden nicht nur die von Prekarisierung betrof-
fenen Wissenschaftler*innen, auch die Kontinuität und 
damit die Qualität von Forschung und Lehre bleiben auf 
der Strecke.
Immer mehr Zeitverträge mit immer kürzeren Lauf-
zeiten, lange und steinige Karrierewege, so gut wie 
keine Berufsperspektiven neben der Professur, fehlen-
de Vereinbarkeit von Familie und wissenschaftlicher 
Qualifizierung, zusätzliche Hindernisse für Frauen, 
Wissenschaftler*innen mit Migrationshintergrund, Be-
hinderungen oder chronischer Erkrankung – die GEW 
macht seit Jahren auf die Probleme aufmerksam und 
hat im Zuge ihrer Kampagne für den „Traumjob Wissen-
schaft“ Programme und Konzepte mit Lösungsvorschlä-
gen vorgelegt.

Jüngste GEW-Initiative
Die Online-Petition „Dauerstellen für Daueraufgaben“ 
wird von über 13.000 Unterzeichner*innen unter-
stützt. Darin geht es der GEW nicht nur um Dauerstel-
len für Daueraufgaben in der Wissenschaft, sondern 
auch um einen kräftigen Ausbau der Grundfinanzie-
rung der Hochschulen, gleiche Chancen auf eine er-
folgreiche akademische Laufbahn für alle, wirksame 
Mitbestimmungsrechte, krisenfeste Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen in und nach der Corona
krise. Am 17. November haben wir die Petition bei der 
#IchBinHanna-Aktionskonferenz der GEW in Berlin an 
die Bundestagsabgeordneten und Sprecher*innen der 
Ampelkoalition Oliver Kaczmarek (SPD), Kai Gehring 
(Grüne) und Thomas Sattelberger (FDP) sowie an Nicole 
Gohlke (Linke) übergeben – und offensichtlich Eindruck 
hinterlassen: In ihrem Koalitionsvertrag widmen die 
Ampelparteien dem Thema „Arbeitsbedingungen in 
der Wissenschaft“ einen ganzen Abschnitt und kündi-
gen eine Reform des WissZeitVG an.
Mit dem Rückenwind von #IchBinHanna ist es uns ge-
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Streikdelegation zu Gast auf der #IchBinHanna-Aktionskonferenz der GEW am 17. November 2021 in Berlin
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 Die Polizei brüllte:  
„An die Wand! Strammstehen!“

ausgedrückt, wir kämpfen für uns. Denn die Gewerk-
schaft, das sind wir. 

Was erleben Anwältinnen und Anwälte in Belarus, die 
Studierende und andere Oppositionelle verteidigen? 
Jana: Deren Situation? Die Regierung hat ihnen die 
Lizenz entzogen. Einem nach dem anderen. Etwa 50 An-
wälte sind betroffen. In einem Fall haben sie sogar eine 
Jura-Professorin entlassen, weil deren Sohn als Anwalt 
für die Opposition gearbeitet hat. Jetzt gibt es keine 
privaten Anwälte mehr, die Oppositionelle vertreten 
dürfen. Das dürfen nur noch vom Staat Eingesetzte. Da 
ist es besser, du verteidigst dich selbst. Oh, wir hatten 
so tolle Anwälte! Sie waren sogar bereit, ohne Honorar 
für uns zu arbeiten. 

Witaly Schischow, ein regierungskritischer Aktivist 
aus Belarus, wurde am 2. August in Kiew tot aufge-
funden. Was habt ihr gefühlt, als ihr davon erfahren 
habt? 
Andrej: Ich kannte Schischow. Er war ein prima Kerl. 
Jana: Diese Frage macht mich nervös. Das war die Arbeit 
des Geheimdienstes. Sie versuchen uns zu zeigen, dass 
sie jeden kriegen können. Wir alle sind in Gefahr. Nicht 
nur in Belarus, überall auf der Welt.

Seit wann seid ihr im Ausland und wie ist eure Lage 
jetzt?
Andrej: Ich habe Belarus Mitte Juli verlassen. Ich studie-
re jetzt an einer Uni und habe ein Zimmer im Wohnheim 
für Studierende. Aber ich möchte in einem Jahr zurück. 
Jana: Ich bin seit Anfang September weg von Belarus. 
Wir beide haben ein Stipendium bekommen. Für ein 
Jahr. Damit finanzieren wir uns. 

Andrej, wie hast Du Dich nach der Ankunft in Deinem 
Gastland gefühlt? Was ging in Dir vor? 
Andrej: In Belarus bin ich immer früh aufgewacht und 
habe als erstes mein Handy genommen, die Nachrich-
ten gecheckt, meine Freunde angerufen, das Zimmer 

Belarusian Free Trade Union

le ihre Einberufung zur Armee. Bei uns sagt man: Das 
Ticket zum besten Leben überhaupt (lacht).

Am 5. März 2021 fand in Minsk die Gründungsveran-
staltung der Studierenden-Gewerkschaft statt, die zur 
SPB gehört. Etwa 30 Frauen und Männer nahmen teil, 
ihr wart dabei. Was geschah an diesem Tag? 
Jana: Nach einer halben Stunde kam die Polizei, be-
waffnet. Sie brüllten: „An die Wand! Strammstehen! 
Schaut uns nicht an!“ Wir haben davon Videos. Ich 
war geschockt. 40 Minuten mussten wir stehen, 
wie Kriminelle. Dann zwangen sie uns, in Busse ein-
zusteigen, ohne unsere Jacken und Mäntel. Es war 
kalt an diesem Freitag. Vier Stunden haben wir auf 
einem Polizeirevier verbracht. Vier von uns haben 
sie dann einsperrt, 15 Tage lang. Ein Gesetz in Bela-
rus verbietet zwar, jemanden ohne Gerichtsprozess 
länger als 48 Stunden festzuhalten. Doch sie fanden 
eine Lösung: Sie haben das Gericht am Sonntag tagen 
lassen. Nur ein Anwalt wurde informiert. Alle vier 
wurden verurteilt. Sie wollen uns zeigen, was sie mit 
uns machen können. 
Andrej: Danach hat die Polizei zu uns gesagt: Wenn ihr 
in Belarus bleibt, stellen wir auch euch vor Gericht. 

Elf Studierende und ein wissenschaftlicher 
Mitarbeiter wurden im Juli zu zweieinhalb Jahren 
Haft verurteilt. Warum?
Jana: Dieser Gerichtsprozess ging bereits im November 
los. Er dauerte sehr, sehr lang. Sie wurden aber nicht 
wegen gewerkschaftlicher Aktivitäten verurteilt, son-
dern weil sie Protestaktionen organisiert hatten. 

Nochmal zur SPB: Welche Branchen sind dort organi-
siert und welche Ziele hat die Gewerkschaft? 
Andrej: Wir kämpfen für die Rechte von Arbeiterinnen 
und Arbeitern in den Fabriken, von Studierenden, von 
Lehrerinnen und Lehrern und den Beschäftigten im  
Gesundheitswesen. Wir setzen uns für bessere Arbeits-
bedingungen ein, auch im Bildungswesen. Ganz einfach 
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Kundgebung in Berlin am 8. August 2021 anlässlich des ersten Jahrestages der gefälschten Wahl in Belarus

// Zwei Gewerkschaftsmitglieder aus Belarus 
im Interview: Jana gehört zum Vorstand der 
unabhängigen Gewerkschaft Belarusian Free 
Trade Union (SPB). Andrej ist SPB-Mitglied und 
engagierte sich gewerkschaftlich an seiner 
Hochschule in Minsk. Wir treffen die beiden im 
westeuropäischen Ausland, ihre Namen 
wurden von der Redaktion geändert.// 

Read.me: Andrej, Du wurdest Ende Oktober 2020 
exmatrikuliert und darfst nicht weiterstudieren. Was 
genau ist passiert? 
Andrej: Ich bin an diesem Tag in Minsk zur Uni-Ver-
waltung gegangen und habe mich für Kommilitonen 
eingesetzt, die eine Petition geschrieben hatten. Da-
rin erklärten sie sich solidarisch mit den Protesten 
vom August. Darauf mussten sie die Uni verlassen. 
Mich haben sie dann auch exmatrikuliert. Der Haupt-
grund für meinen Rausschmiss ist: Ich bin an der Uni 
bekannt. Ich habe dort viele Freunde, auch unter den 
Dozentinnen und Dozenten, unter den wissenschaftli-
chen Mitarbeitern. Das gefiel der Uni-Leitung offenbar 
nicht. 

Was hast Du dann gemacht?
Andrej: Gegen den Rausschmiss habe ich vor dem 
Distriktgericht geklagt. Ohne Erfolg. Wir alle haben un-
sere Prozesse gegen die Exmatrikulation verloren. 
Jana: In 50 Fällen sind wir vor Gericht gegangen. Wir 
wissen, dass wir wenig Chancen haben. Aber wir wollen 
zeigen, dass wir nicht aufgeben. Außerdem geht es uns 
darum, Informationen und Dokumente zu sammeln. 
Für später, für ein künftiges Belarus. 

Wie viele Studierende insgesamt mussten die Uni 
verlassen? 
Jana: In Minsk wurden etwa 200 Studierende exmatri-
kuliert. Im übrigen Land waren es weniger. Sie alle hat-
ten sich an den Demonstrationen beteiligt und waren 
dann eingesperrt worden. Anschließend bekamen vie-
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Fortsetzung von Seite 4
überprüft. Weil die Polizei immer früh morgens kommt, 
um sechs oder sieben Uhr. Jetzt wache ich auf und fühle 
mich in Sicherheit. Das ist wunderbar. Sehr ungewohnt 
für mich. 

Der Bundesausschuss der GEW-Studierenden (BAGS) 
hat bereits vor Monaten erklärt: Wir sind solidarisch 
mit den exmatrikulierten und verhafteten Studieren-
den in Belarus. Was bringt euch diese Unterstützung? 
Andrej: Das ist wichtig. Das verhindert nicht, dass Op-
positionelle in Belarus weiter bekämpft werden. Aber 
es lindert den Schmerz. Die Leute wissen dann, dass 
sie nicht allein sind. Dass ihr Schicksal wahrgenommen 
wird. 

Welche weitere internationale Unterstützung könnte 
hilfreich sein für Studierende, Dozentinnen und 
Dozenten und anderen an den Unis Beschäftigte in 
Belarus? 
Jana: Unsere Leute sind abhängig von der Lage im 
Land. Sie sind abhängig von der Hochschule, 
vom Rektor, vom Vize-Rektor. Aber wenn 

Belarus und die Solidaritäts
kampagne der GEW
Belarus, vormals Weißrussland. Knapp 10 Mil-
lionen Einwohner*innen, etwa zwei Millionen 
leben in der Hauptstadt Minsk. Seit Sommer 
letzten Jahres ist der mit Russland verbünde-
te Staat in den Schlagzeilen. Alexander Luka-
schenko, seit 27 Jahren an der Macht, hatte sich 
am 9. August 2020 zum Sieger der Präsident-
schaftswahlen erklärt. Die Opposition spricht 
von Manipulation, Hunderttausende gingen 
auf die Straße. Lukaschenko reagierte mit Po-
lizeigewalt, ließ Tausende verhaften. Amnesty 
International berichtet von Folter und Miss-
handlungen in den Gefängnissen. Die Interna-
tionale Arbeitsorganisation (ILO) protestierte 
scharf gegen die Verletzung von gewerkschaft-
lichen Rechten in Belarus.
Auch Studierende, Dozent*innen und wissen-
schaftliche Mitarbeiter*innen an den Hoch-
schulen wurden und werden bedroht. Von 
August 2020 bis Juli 2021 ließ das Regime 492 
Studierende verhaften, 160 von ihnen mussten 

die Hochschulen verlassen. Das berich-
tete Education International, der 
weltweite Dachverband der Bil-

dungsgewerkschaften. Im Juli 
2021 wurden erneut sechs 
Mitglieder der Nationalen 
Akademie der Wissenschaf-
ten in Minsk zur Kündigung 
gezwungen bzw. entlassen. 
Begründung: Sie sind Mitglied 
der Belarusian Free Trade Uni-
on (SPB). Die GEW antwortete 

mit einen Protestbrief an das 
Bildungsministerium von Belarus 

und die Nationale Akademie der 
Wissenschaften. „Wir fordern Sie 
auf, die Entscheidung zu überden-
ken und die sechs Wissenschaft-
ler sofort wieder einzustellen“, 
schrieb die GEW-Vorsitzende Maike 
Finnern. Auch der freie zusammen-
schluss von student*innenschaften 
(fzs) unterstützt diese Aktion. „Wir 
stehen solidarisch an der Seite der 
regierungskritischen Studierenden, 
die ihr Recht auf Meinungsfreiheit 
und ihr Demonstrationsrecht wahr-
genommen haben. Die Organisation 
in Studierendenbewegungen ge-
nauso wie in freien Gewerkschaften 
darf nicht durch Einschüchterung 
und Drangsalierungen von staatlicher 
Seite verhindert werden“, so Nathalie 
Schäfer, Sprecherin des Bundesaus-
schuss der GEW-Studierenden. 

sie internationale Kontakte haben, könnten sie freier 
sein in ihren Aktivitäten, in ihrem Denken. Sie könn-
ten sagen, okay, du schätzt meine Arbeit nicht? Dann 
Tschüss! Dann gehe ich an eine Uni im Ausland. Und 
arbeite dort. Europa sollte seine Grenzen öffnen für 
Menschen aus Belarus. Und ihr könntet über die Lage 
in Belarus berichten und so Aufmerksamkeit schaffen.

Was könnte der BAGS tun für die Studierenden,  
die Belarus bereits verlassen haben? 
Jana: Viele leben jetzt in Polen und in der Ukraine. Sie 
brauchen natürlich finanzielle Unterstützung. Es gibt 
einige im Ausland, die fühlen sich als Verlierer. Die sa-
gen: Was hat das alles gebracht? Ich bin jetzt allein, 
ohne Freunde und Familie, in einem fremden Land mit 
fremder Sprache. Für was? Es wäre toll, wenn wir mit 
eurer Hilfe alle belarussischen Studierenden weltweit 
vereinigen könnten. In einer großen Organisation. Wo 
sie die Möglichkeit haben, miteinander zu kommuni-
zieren. Ihre Ideen weiterzuverfolgen. Ihre Oppositi-

onsarbeit fortzusetzen. Denn sie sind die 
Zukunft des Landes. 

Woher nehmt ihr die Kraft, weiterzukämpfen  
für eine bessere Zukunft in Belarus? 
Jana: An jedem Tag gibt es etwas zu erkennen oder zu 
verstehen. Auch wenn es für dich schlimm aussieht – du 
lernst daraus. Das ist meine Philosophie.
Andrej: Jeder von uns hat seine eigenen Gründe. Ich 
liebe Belarus, das Land, meine Familie, meine Freunde. 
Und ich weiß: Es muss weitergehen. Wenn ich nur rum-
sitze, ändert sich nichts. 

Matthias Holland-Letz, gebo-
ren 1961, ist freier Journalist 
in Köln. Er schreibt für die 
GEW (u. a. „Privatisierungsre-
port“), produziert Radio-Fea-
tures für öffentlich-rechtliche 
Sender und ist Autor des Sach-
buchs „Scheinheilige Stifter“. 
Matthias hat das Interview im 
September 2021 geführt und 
aus dem Englischen übersetzt.
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wachsender sozialer Ungerechtigkeit heute nur noch be-
dingt entgegen. Im Gegenteil, seit Beginn der Pandemie 
ist die Förderquote noch weiter gesunken.
Diesen Missstand haben mittlerweile auch die meisten 
Parteien erkannt. Der Reformwille hat es auch in den 
Koalitionsvertrag geschafft, auch wenn die Koalitionäre 
der Ampel deutlich unterschiedliche Vorstellungen von 
seiner Ausgestaltung haben.

Festhalten am konservativen Familienbild 
Aus unserer Sicht ist das größte Problem an der jetzi-
gen Form des BAföG, dass es in seinen Grundprinzipi-
en auf einem konservativen Familienbild aufgebaut ist, 
das weder erstrebenswert ist noch den gegenwärtigen 
Realitäten entspricht. Eine heteronormative Mehrge-
nerationenfamilie, die eine Bedarfsgemeinschaft von 
den Großeltern bis zu den Enkelkindern bildet, stellt ein 
von Konservativen gern gepflegtes Trugbild dar. Doch 
Ein-Eltern-Familien, Patchworkfamilien oder von ihren 
Eltern gänzlich entfremdete Studierende sind keine 
Ausnahmen. Vor allem Unterhaltsstreitigkeiten ver-
sperren vielen eine finanziell sorgenfreie Ausbildung – 
und zwar nicht nur bei getrennten Elternteilen. Schon 
die Annahme, kleinbürgerliche Familien würde ihre 
Kinder bedingungslos unterstützen, ist Selbstbetrug. 
Ein Selbstbetrug, der schon bei der BAföG-Einführung 
1971 einer war.
Aber nicht nur die Ausbildungsfinanzierung in der 
BRD beruht auf dieser Ideologie. Auch große Teile des 
deutschen Sozialsystems arbeiten unter der Prämisse 
familiärer Unterstützungssysteme. Die Unionspartei-
en haben deshalb zurecht Angst vor einer veränderten 
Förderlogik im BAföG, denn sie wäre zugleich ein An-
griff auf das gesamte Fundament unserer Sozialsysteme 
– ein Angriff, der aber dringend nötig ist. Denn was sich 
gerecht anhört, nämlich die einkommensabhängige Di-
rektförderung, blockiert in Wahrheit Chancengerech-
tigkeit. Der offensichtlichste Aspekt ist dabei die viel 
zu niedrig angesetzte Einkommensgrenze für Eltern. 
Viele Verbände und Parteien, wie etwa der Deutsche 
Gewerkschaftsbund, das Deutsche Studentenwerk, die 
SPD oder die Grünen, fordern deshalb eine Anhebung 
der bisherigen mageren 2.000 Euro brutto 
monatlichem Haushaltseinkommen als 
Einkommensgrenze bei verheirateten 
Eltern. Für Alleinerziehende ist die-
se Grenze sogar noch niedriger und 

// 2021 ist das BAföG 50 Jahre alt geworden. 
Carlotta Kühnemann und Jonathan Dreusch 
halten die familienabhängige Förderlogik für 
die Hauptursache des immer niedrigeren 
Wirkungsgrads des Gesetzes und fordern eine 
grundlegende Veränderung. // 

Am 1. September 1971 trat das Bundesausbildungs-
förderungsgesetz (BAföG) in Kraft. Ziel des Gesetzes 
in seiner ursprünglichen Form war es, Schüler*innen 
und Studierende aus einkommensschwächeren Bevöl-

kerungsschichten bei der Finanzierung ihrer Ausbil-
dung zu unterstützen – kurzum: Chancengerech-
tigkeit im Bildungswesen herzustellen. Für diesen 
Zweck wurde das BAföG damals als Vollzuschuss 
konzipiert und ein Rechtsanspruch auf Förderung 
verankert. Der Förderhöchstsatz wird anhand der 

Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks er-
rechnet, und die Bedarfssätze sowie Elternfreibeträge 

sollten alle zwei Jahre überprüft werden, um sie gege-
benenfalls anzupassen.
Als Meilenstein auf dem Weg zu freier Bildung über 
sozio-ökonomische Klassengrenzen hinweg gestartet, 
ist das BAföG jedoch nicht gut gealtert. Denn jahrzehn-
telang wurde dem Gesetz vonseiten der Regierenden 
hart zugesetzt: von der faktischen Abschaffung der 
Schüler*innenförderung, einer zwischenzeitliche Um-
wandlung in ein Volldarlehen über jahrelang versäumte 
Anpassungen der Förderhöhe an reale Bedarfe bis hin 
zur historisch niedrigen Förderquote von aktuell unter 
elf Prozent aller Studierenden. Zum Vergleich: Bei der 
BAföG-Einführung 1971 wurden noch 45 Prozent der 
Studierenden gefördert. Selbst der zweijährlichen Be-
richtspflicht wurde zuletzt nicht nachgekommen. Der 
im Dezember 2021 erschienene 22. BAföG-Bericht ist 
der erste seit 2016.

Pandemie legt Reformbedarf offen
In der Corona-Pandemie sind die versäumten Reformen 
schließlich unübersehbar geworden: Insbesondere Stu-
dierende aus der unteren Mittelschicht fallen durchs 
Raster. Auszubildende erhalten oft weder ausreichend 
Lohn noch genügend Berufsausbildungsbeihilfe, um 
sich über Wasser halten zu können. Doch auch schon 
vor Corona stand fest: In keinem anderen Industriestaat 
bestimmt die (soziale) Herkunft so sehr den Bildungsweg 
wie in Deutschland. Denn das BAföG wirkt dem Trend 

liegt nach geltendem Gesetz zurzeit bei 1.330 Euro. 
Mit einer deutlichen Anhebung der Einkommensgren-
ze wäre in der Tat vielen geholfen. Das reaktionäre 
Familienbild als Grundproblem bleibt trotzdem wei-
ter bestehen. Das Festhalten daran erzeugt im besten 
Fall einen aberwitzigen Verwaltungsaufwand für die 
Antragsteller*innen, deren Eltern, die Studierenden-
werke und weitere Ämter. Für alle, deren Lebenssitu-
ation von der konservativen Norm abweicht, werden 
die staatliche Studienfinanzierung und der BAföG-An-
trag dadurch zum Spießrutenlauf. Dafür reicht oftmals 
schon ein Elternteil, das seine Einkommensdaten nicht 
oder nur unzureichend offenlegen will. Und so ist es 
kein Zufall, dass zwei Drittel aller Student*innen einen 
Nebenjob haben und viele von ihnen existenziell darauf 
angewiesen sind.

Solidarische Ausbildungsfinanzierung
Das System BAföG „funktioniert“, weil sehr viele Stu-
dierende stillschweigend akzeptieren, dass sie weder 
von ihren Eltern ausreichend unterstützt werden (kön-
nen) noch jemals genügend BAföG erhalten werden. 
Oder noch schlimmer: weil Studierwillige wegen man-
gelnder Finanzierungsmöglichkeiten erst gar kein Stu-
dium aufnehmen. 
Die direkte Studienfinanzierung der eigenen Kinder wird 
so zu einem Handel, der nur für die Oberschicht wirklich 
aufgeht. Für sie wäre es nämlich teurer, durch angemesse-
ne Steuern zu einer solidarischen und gesamtgesellschaft-
lichen Finanzierung beizutragen. Noch teurer wären für 
sie aber die egalisierenden Effekte einer solchen Ausbil-
dungsfinanzierung. Nicht etwa, weil höhere Steuern und 
ein paar studierte Arbeiter*innenkinder mehr die vorherr-
schenden Klassenverhältnisse grundsätzlich verändern 
könnten. Aber die Gefahr einer chancengerechten Studi-
enfinanzierung, die auch sozial deprivilegierten Schichten 
offensteht, scheint Angriff genug zu sein, um dahingehen-
de Reformen mit aller Macht abzulehnen. Wie gut das mo-
mentane BAföG-System zum Erhalt aktueller Machtver-
hältnisse beiträgt, zeigt sich darin, dass der Bildungserfolg 
in Deutschland im europäischen Vergleich sehr stark vom 
sozioökonomischen Status des Elternhauses abhängt.
Wäre dann nicht ein Konzept gerechter, wie es die FDP 
in ihrem Wahlprogramm favorisiert: 200 Euro Sockel 
als Vollzuschuss und alles, was darüber hinausgeht als 
Darlehen – gleiche Bedingungen für alle Studierenden? 
Natürlich nicht! Ein solches System würde de facto 

50 Jahre BAföG? 

Kein Grund zu feiern!
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Studierende forderten im August 2020 vom Niedersächsischen Wissenschaftsministerium, dass BAföG von allen Studierenden in akuter finanzieller Not beantragt werden kann
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Zum 50. Geburtstag des BAföG-Gesetzes hat die GEW die 22. vollständig überarbeitete und aktualisierte 
Neuauflage ihres BAföG-Handbuchs vorgelegt. 
Alle Gesetzesänderungen im Zusammenhang mit dem Brexit und der Corona-Pandemie sind hier enthal-
ten. Damit möchten wir allen Studierenden und Schüler*innen, aber auch ihren Eltern sowie Kolleg*innen 
aus der Beratungspraxis an Hochschulen, in Studierendenvertretungen und in den Gliederungen der GEW 
eine Hilfe an die Hand geben, die sich als grundlegende Einführung in die komplizierten Vorschriften und 
ebenso als Register eignet. 
Der Einzelpreis beträgt 5,- Euro. 
Bestellungen bis neun Stück richten Sie bitte an: 
broschueren@gew.de, Fax: 069/78973-70161. 
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• �Gleichstellung und familienfreundliche Hochschulen – 
alle Studierenden gleichermaßen fördern!

• �ein Masterstudium für alle – gegen Beschränkungen 
im Bildungssystem!

• �Wissenschaft in gesellschaftlicher Verantwortung –  
gegen Antisemitismus, Rassismus, Sexismus und 
Kapitalismus!

Wir sind keine Sachmittel
Ohne studentische „Hilfskräfte“ läuft nichts an den 
Hochschulen. In Bibliotheken, Tutorien und Forschung 
setzt man auf uns. Und wer gute Arbeit leistet, muss 
auch gut bezahlt werden. Trotzdem werden wir im Etat 
der Hochschulen als Sachmittel gelistet und erfahren 
keine gerechte Entlohnung.
Wir kämpfen für tarifvertragliche Regelungen und Ent-
fristungen – und das an allen Hochschulen! 

// In der Hochschulpolitik läuft vieles schief – 
überfüllte Hörsäle, Mager-BAföG und Bologna-
Stress. Deswegen stellen wir die Forderung 
nach guter Bildung für alle! Damit Lehre und 
Forschung ihrer gesamtgesellschaftlichen Ver-
antwortung gerecht werden, setzen wir uns für 
eine soziale Öffnung und verbesserte perso-
nelle Ausstattung der Hochschulen ein. //

Wir stehen für …
• �einen freien Zugang zum Studium – gegen eine  

Auslese von Eliten!
• �unbelastete Ausbildungsjahre – gegen offene und 

versteckte Studiengebühren!
• �ein starkes BAföG – gegen den Leistungsdruck  

durch Lohnarbeit und Studium!
• �ausfinanzierte Hochschulen – gegen Lehre und  

Forschung am Tropf!
• �wissenschaftlichen Weitblick – gegen das Diktat 

ökonomischer Verwertungsinteressen!
• �demokratische Mitbestimmung – gegen Amtswillkür 

an Hochschulen!

Studierende in der GEW

Ihr wollt mitmachen oder Kontakt mit uns aufneh-
men? Dann schickt uns eine Mail: bass@gew.de

für diejenigen nichts ändern, die jetzt schon von ihren 
Eltern komfortabel unterstützt werden. Für alle anderen 
würde ein Studium zur Verschuldung führen oder aber 
sie müssten ihren Lebensunterhalt neben dem Studium 
selbst finanzieren. Beide Optionen hätten (negative) 
Folgen für den eigenen Bildungserfolg, die Studiendau-
er und auch die Möglichkeiten, anderen Aktivitäten ne-
ben dem Studium nachzugehen. Wer aus reichem Haus 
kommt, würde also mit einem noch größeren Vorsprung 
ins Berufsleben starten.

Perspektiven für mehr Gerechtigkeit
Ampel-Bildungsministerin Bettina Stark-Watzinger hat 
keine Zeit verloren, um deutlich zu machen, dass sie als 
BAföG-Reformerin aus dem Amt gehen will. Angesichts 
des verheerenden 22. BAföG-Berichts bleibt ihr kaum et-
was anderes übrig: Im Berichtszeitraum ist die Zahl der 
Geförderten (inkl. Schüler*innen) bei steigenden Studie-
rendenzahlen von 782.000 auf 639.000 gesunken. Tat-
sächlich sind einige der noch vagen Reformpläne im Ko-
alitionsvertrag begrüßenswert: Die Anhebung der Sätze, 

der Elternfreibeträge und ein möglicher Starthilfe-
zuschuss würden unmittelbar vielen Erleichterung 
bringen. Glücklicherweise ist auch nicht viel vom 
liberalen Traum eines darlehensbasierten Systems 
übriggeblieben. Trotzdem ist noch überhaupt nicht 
absehbar, ob auch die nächste BAföG-Novelle ein 

Papiertiger bleibt – oder tatsächlich zur Reform 
taugt. Klar ist aber jetzt schon, dass das grundlegen-

de Problem der Förderlogik, die Familienzentrierung, be-
stehen bleiben wird und allenfalls vorsichtige Schritte in 
eine andere Richtung gegangen werden.
Wir sind uns sicher: Wenn das BAföG zu mehr Bil-
dungsgerechtigkeit führen soll, dann braucht es ein 
System gesamtgesellschaftlicher Solidarität und somit 
auch eine Abkehr von der familienabhängigen Förde-
rung. Allen Jugendlichen müssen alle Bildungswege 
offenstehen. Sie sollen frei darüber entscheiden kön-
nen, ob sie ein Studium, eine Berufsausbildung oder 
etwas ganz anderes anstreben. An erster Stelle muss 
die Bildung stehen und nicht etwaige Ansprüche der 
Eltern oder eine allgemeine Profitmaximierung. Wer 
eine betriebliche Ausbildung absolviert, muss einen 
angemessenen Lohn erhalten und auch während der 

Berufsschulphasen ausreichend abgesichert sein. Wer 
studiert, muss den gleichen Lebensstandard durch die 
Gesellschaft finanziert bekommen.
Damit das gerecht funktioniert, muss auch das Steu-
ersystem verändert werden. Vermögen und hohe Ein-
kommen müssen so besteuert werden, dass im End
effekt nicht die viel beschworene Putzkraft das sorglose 
Studium des Bankierskindes finanziert, sondern alle 
ihren solidarischen Anteil für die Bildung der nächsten 
Generation leisten. Was wir brauchen, ist ein BAföG 
für alle, und zwar ohne Schuldenfalle und mit Förder-
sätzen, die allen ein gutes Leben ermöglichen. Um das 
zu erreichen, kämpft der freie zusammenschluss von 
student*innenschaft gemeinsam mit anderen Jugend-
organisationen in der Kampagne „50 Jahre BAföG –  
(K)ein Grund zu feiern?“ für eine BAföG-Reform. 
Mehr Infos dazu gibt es unter www.bafoeg50.de. Die  
zur Kampagne gehörende Petition läuft noch bis  
25. April 2022. Au
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Neuauflage BAföG-Handbuch der GEW

Dezentraler Aktionstag zum 50. Geburtstag des BAföG im Monbijou-Park in Berlin am 4. September 2021

Carlotta Kühnemann (25) 
und Jonathan Dreusch (25) 
waren bis August 2021 
Mitglied im Vorstand des 
freien zusammenschlusses 
von student*innenschaften 
(fzs) e. V., des Dachverbands 
deutscher Studierenden
vertretungen, und haben 
die #bafög50 Kampagne 
geplant. Kühnemann studiert 
Wirtschaftssoziologie an der 
Goethe-Universität Frankfurt 
am Main, Dreusch studiert 
Politikwissenschaft an der 
Universität Leipzig.

Bestellungen ab zehn Stück erhalten Sie im GEW-Shop: 
www.gew-shop.de, gew-shop@callagift.de,  
Fax: 06103-30332-20.

Fortsetzung von Seite 6

www.gew.de

Gewerkschaft  

Erziehung und Wissenschaft 
     

  

Vollständig überarbeitete und aktualisierte Neuauflage

 BAföG
 GEW-Handbuch für Schülerinnen und Schüler,  

Studentinnen und Studenten

Das Handbuch steht 
auch als kostenloser  
Download zur  
Verfügung:  
www.gew.de/ 
bafoeghandbuch
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